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Vorwort 

Die Ursachen der derzeitigen Finanzmisere der Gemeinden sind nicht nur 
wirtschaftlicher  Natur, sondern durch das Recht mit vorgegeben. Sie sind nur 
durch einen differenzierten  Ansatz zu erkennen. Während die umliegenden 
Landkreise von der Anziehungskraft  größerer Städte profitieren,  sind die 
Stadtfinanzen äußerst angespannt. Mitverursacht wird diese Finanzkrise der 
Städte mit zentralörtlichen Funktionen durch die Vorhaltung von Leistungen 
auch und gerade im Schul- und Bildungsbereich, die für Ortsfremde (Gast-
schüler) angeboten werden (müssen). Ahnliche Probleme zeigen sich in ande-
ren Lebensbereichen (Nahverkehr, Kindergartenplätze). Die Städte meinen 
zurecht, daß sie für diese Leistungen an Nichtgemeindeangehörige einen ge-
rechten finanziellen Ausgleich erhalten sollten. In Bayern werden die Lehrer 
an den kommunalen Schulen, anders als in den übrigen Bundesländern, nicht 
vom Staat besoldet, der sich auch sonst nur im geringen Maße an den Kosten 
der Gastschüler beteiligt. Die Gastschülerproblematik hat daher eine erhebli-
che finanzielle Dimension und wird so zu einem Brennpunkt des Finanzaus-
gleichs und insbesondere der finanzausgleichsrelevanten Probleme zwischen 
Stadt, Staat und Umland. 

Der Verfasser  wurde von 11 bayerischen Städten im Jahre 1992 beauf-
tragt, die angesprochenen Probleme des Schulfinanzierungsrechts  in einem 
Rechtsgutachten zu analysieren, das im September 1992 vorgelegt wurde. 
Aus diesem Gutachten ist diese Ausarbeitung entstanden. Das Bayerische 
Schulfinanzierungsgesetz ist nach Vorlage des Gutachtens novelliert worden. 
Die vorliegende Untersuchung berücksichtigt in ihrem Zweiten Teil auch die-
se Neuregelung. Neben dem Landesrecht werden auch die verfassungsrechtli-
chen Grundlagen des Schulrechts, insbesondere des Schulfinanzierungsrechts 
analysiert; es werden aber auch Regelungen in anderen Bundesländern be-
leuchtet. 

Detlef Czybulka 
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1. Teil 

Materielle Rechtslage 

I · Die Gutachtenfrage 
Im Freistaat Bayern werden die Lehrer an kommunalen Schulen nicht vom 

Staat besoldet, wie dies in den anderen Bundesländern ganz überwiegend der 
Fall ist. Das geltende Bayerische Schulfinanzierungsrecht  sieht Zahlungen des 
Staates und der umliegenden Landkreise und kreisfreien  Städte vor, um die 
Kosten fur die auswärtigen Schüler fur die Schulstädte tragbarer zu gestalten. 
Die Schulstädte (das sind vor allem, aber nicht ausschließlich die kreisfreien 
Städte) wollen nicht mehr länger hinnehmen, daß sie jedes Jahr nach ihrer 
Berechnung Millionenbeträge fur die auswärtigen Schüler aufbringen müssen. 
Nach eigenen Berechnungen haben im Jahre 1990 die Städte Augsburg 5,2 
Mio. DM, Erlangen 4,1 Mio. DM, Ingolstadt 2,8 Mio. DM, Nürnberg 7,9 
Mio. DM, Würzburg 10,15 Mio. DM und München 35 Mio. DM fur die 
auswärtigen Schüler "draufzahlen" müssen. Der Grund hierfür  ist nach Auf-
fassung der Schulstädte das in Bayern derzeit geltende Schulfinanzierungs-
recht. Insbesondere die im Schulfinanzierungsgesetz bzw. in der AVSchFG 
festgesetzten jährlichen Pauschalen in Höhe von DM 750,00 pro Gastschüler, 
die die Städte von den Heimatgemeinden erhalten, seien viel zu niedrig. Die 
tatsächlichen Kosten lägen weit darüber. Im übrigen ersparten sich die Hei-
matgemeinden den Aufwand für Schulbau und Schulunterhaltung. Es sei des-
halb nur recht und billig, wenn diese den Schulstadten einen fairen finanziel-
len Ausgleich zahlten. Außerdem ist nach Auffassung  der Schulstadte auch 
die staatliche Beteiligung an der Finanzierung der kommunalen Schulen und 
insbesondere auch bezüglich der Gastschüler zu niedrig. Da für die Zukunft 
wieder stark ansteigende Schülerzahlen prognostiziert werden, wird sich nach 
Auffassung  der Schulstädte das Problem weiter verschärfen.  Parallel zu den 
Bemühungen der Schulstädte, auf politischem Wege eine Änderung des Baye-
rischen Schulfinanzierungsgesetzes und seiner Ausfuhrungsbestimmungen zu 
erreichen, haben die bayerischen Städte Aschaffenburg,  Augsburg, Erlangen, 
Fürth, Ingolstadt, München, Nürnberg, Regensburg, Rosenheim, Schwein-
furt,  Weiden i.d. Oberpfalz und Würzburg (diese jeweils vertreten durch ihre 
Oberbürgermeister)  dem Verfasser  den Auftrag gegeben, ein Rechtsgutachten 
zum Bayerischen Schulfinanzierungsrecht  zu erstellen, welches die aufgezeig-
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ten finanziellen Nachteile der Schulstädte analysieren sollte. Die Gutachten-
frage war nicht beschränkt auf eine rechtliche Bewertung der seinerzeit fest-
gesetzten Pauschalen, sondern umfaßte den Auftrag, das Bayerische Schulfi-
nanzierungsrecht im Lichte der einschlägigen verfassungsrechtlichen  und ein-
fachgesetzlichen Regelungen (einschließlich des Finanzausgleichs) zu unter-
suchen und gegebenenfalls auch prozessuale Empfehlungen fur ein Muster-
verfahren  zu machen. Der Schwerpunkt sollte in der Analyse der materiellen 
Rechtslage liegen (Erster Teil). Das Gutachten wurde am 14.09.1992 vorge-
legt. 

Der Bayerische Kommunale Prüfungsverband  hatte zeitlich parallel zu 
dieser Untersuchung einen Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums fur 
Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst, ein Gutachten zur Frage einer 
Anhebung der seinerzeitigen Gastschülerbeitragspauschalen zu erstellen. Die 
Ergebnisse dieses Gutachtens1 waren bei Vorlage des Rechtsgutachtens noch 
nicht bekannt, sind aber jetzt unter VI. 1. eingearbeitet worden. 

Der Bayerische Gesetzgeber hat ferner  Ende 1992 die Pauschalen fur 
Gastschülerbeiträge angehoben und auch sonst einige Änderungen der in dem 
Gutachten untersuchten gesetzlichen Regelungen vorgenommen. Hierzu wird 
im Zweiten Teil eine kurze Stellungnahme abgegeben. Die neuen gesetzlichen 
Vorschriften  sind zusammen mit den früher  geltenden Regelungen im Anhang 
abgedruckt. 

1 Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband,  Gutachten zur Berechnung der Gastschülerbei-
träge fur Volksschulen, Realschulen, Gymnasien und Wirtschaftsschulen, hektographieites 
Manuskript, München 21.08.1992 nebst Anlagen 1 bis 12 und einem Anhang, auf 115 Blatt 
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I I · Verfassungsrechtliche Grundlagen des Schulrechts, 
insbesondere des Schulfinanzierungsrechts 

1· Das Grundgesetz 

a) Die verfassungsrechtlichen  Festlegungen des Schulwesens auf Bundesebe-
ne ergeben sich aus Artikel 7 Grundgesetz; diese Bestimmung greift  den so-
genannten Weimarer Schulkompromiß (Art. 143 bis 149 WRV) auf, verkürzt 
ihn allerdings auf die Themen staatliche Schulaufsicht, Privatschulwesen und 
Teilnahme am Religionsunterricht. Ein unmittelbarer Rückzug auf die Wei-
marer Reichsverfassung kommt im Rahmen des Schulverfassungsrechts  nicht 
mehr in Frage, allenfalls als Auslegungsbehelf.2 In ähnlicher Weise hat der 
Bayerische Verfassungsgerichtshof  schon im Jahre 1951 in Bezug auf die 
Bayerische Verfassung die Auffassung  vertreten, es gehe nicht an, frühere 
Lehrmeinungen über die einschlägigen Bestimmungen der Weimarer Verfas-
sung ohne weiteres auf die Bayerische Verfassung zu übertragen.3 

Art· 7 Abs. 1 GG ("Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des 
Staates") bleibt als leitender Grundsatz der Schulverfassung stets zu beachten. 
Er richtet sich historisch gesehen vor allem gegen die frühere  geistliche 
Schulaufsicht.4 Ebenfalls an historische Entwicklungen wird angeknüpft, 
wenn im Schrifttum und in der Rechtsprechung die Auffassung  vertreten 
wird, anders als im modernen Verwaltungsrecht sei in Art. 7 Abs. 1 GG der 
ältere Aufsichtsbegriff  fortgeführt,  der eine umfassende Organisations-, 
Bestimmungs- und Leitungsbefugnis des Staates bedeute.5 Selbst wenn man 
einen solch umfassenden Aufsichtsbegriff  vertritt, besagt dieser noch nichts 
darüber, ob die Ausübung dieser Entscheidungsbefugnis (die konkrete Rege-
lung z.B. im Schulfinanzierungsrecht)  inhaltlich rechtmäßig ist und ob sie 
durch Gesetz, Verordnung oder Verwaltungsvorschrift  zu treffen  ist.6 Für die 
Schulfinanzierung bedeutet dies, daß die erforderliche  Rechtsform und die 
Rechtmäßigkeit einer getroffenen  Regelung im Schulfinanzierungsrecht  zu-
nächst unabhängig vom Gedanken der Schulaufsicht untersucht werden kann. 

2 Vgl. Maunz-Diirig-Herzog,  Grundgesetz, RandNr. 4 d zu Art. 7 GG 
3 Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs  vom 21.12.1951, BayVerfGHE 

n.F. 4, 251, 253 (Leitsatz 7) 
4 Badura,  Staatsrecht, C 70; vgl. Kloepfer,  DÖV 1971, 837, 841 
5 Badura,  Staatsrecht, C 70; vgl. BVerfGE 18, 38, 40 f. unter Hinweis auf BVerfGE 6, 101, 

104 
6 Badura,  Staatsrecht, C 70, S. 128 


